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1. Arbeitstitel

Informationspflichten und Offenlegung bei Podcasts
nach österreichischem und EU-Recht

2. Einleitung

In der Web 2.0 und New Media Bewegung bilden Podcasts eine Vorreiterrolle. 
Entstanden aus einer Ausweitung der Möglichkeiten eines Blogs wurden Podcasts bald 
zu einem weltweiten Phänomen. Ben Hammersley schrieb als Erster im Februar 2004 
im Guardian1  über den „Podcast“. Als der Podcast als Begriff entstand, gab  es in 
Österreich und der EU durch das Mediengesetz und die E-Commerce Richtlinie bereits 
rechtliche Vorgaben für dieses neue Phänomen. Durch die besondere Natur des 
Podcasts ist die rechtliche Einordnung jedoch keineswegs einfach und geradlinig. Der 
Podcast, der wie ein Blog mit neuen Folgen nach Belieben des Herausgebers 
veröffentlich wird, ist keineswegs ein andauernd laufender Stream. Ob  Audio oder Video 
ist hier egal, beide Medien werden durch den Nutzer aktiv heruntergeladen und durch 
den Herausgeber mehr oder weniger regelmässig zur Verfügung gestellt. Viele 
Podcasts werden von ihren Nutzern jedoch abonniert, bedeutet dies, dass die neuesten 
Folgen automatisch heruntergeladen werden.

Im Bezug auf Informationspflichten sind hier mehrere Rechtsbereiche zu beachten. 
Durch die Mediengesetznovelle 2005 in Österreich und der viel diskutierten 
Impressumspflicht für Webseiten, stellte sich diese Frage natürlich auch für Podcasts. 
Im Gegensatz zu Webseiten ist der Podcast eine Rückkehr zu klassischeren Medien; er 
ist durch den Download der Audio- oder Videodateien schon einmal grundsätzlich 
wesentlich greifbarer als eine Webseite. Die Loslösung des Podcasts von der Webseite 
selber durch das Verwenden von Drittprogrammen zum Download macht eine klare 
Aussage über das „Wo“ von eventuellen Informationspflichten weiters schwierig. Zu 
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allerletzt erinnert das Abonnieren von Podcasts an ein klassisches Magazin- 
Abonnement und die Möglichkeiten die durch einen Podcast entstehen, machen diesen 
zu einem wesentlich interaktiveren Erlebnis als eine Webseite es ist. Auch vom Blog 
unterscheidet sich der Podcast dadurch, dass er nicht nur aus reinem Text besteht, 
sondern Audio- und Video Dateien enthält und in weiterer Folge auch die Meta Daten in 
den einzelnen Folgen.

Aus diesen Gründen ist eine medienrechtliche Betrachtungsweise dieses neuen 
Mediums besonders interessant, da wir hier eine Loslösung von der Webseite als auch 
in vielen Aspekten eine Rückkehr zu klassischen Medien beobachten können.

Danach folgt eine E-Commerce rechtliche Analyse von Podcasts, mit dem zentralen 
Punkt ob und unter welchen Bedingungen ein Audio oder Video Podcast ein Dienst der 
Informationgsgesellschaft im Sinne der Richtlinie und des ECG sein kann. Gerade 
durch die vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten von Podcasts ist hier die Grenze für die 
Anwendbarkeit der Informationspflichten im E-Commerce oft ungenau und muss für den 
Produzent von Podcast konkret definiert werden.

Es ist weiters möglich, dass ein Podcast unter den Anwendungsbereich des KSchG 
fällt. Hier sind die technischen Möglichkeiten soweit fortgeschritten, man denke an 
Podcasts im AAC Format wo Links eingebettet sein können die z.B. zu 
Bestellformularen führen von Produkten, die gerade beworben werden. Auch der 
Podcast selber kann die Ware sein, was zu einem Vertragsabschluss im Fernabsatz 
führt und die dahinter liegenden Informationspflichten nach sich zieht.

Immer öfter werden Podcasts auch als Werbung von Unternehmen verwendet, 
weswegen auch Informationspflichten gemäß UGB und FBG beachtet werden müssen. 

Zusammenfassend zieht sich durch alle Rechtsgebiete die Frage, wie ein 
Rechtsverstoß geahndet wird und wer im speziellen Fall aktivlegitimiert ist.
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3. Problemstellungen & Methode

Bevor die juristische Arbeit an dieser Dissertation begonnen wird, muss genauer 
betrachtet werden, was ein Podcast ist. Wie in der Einleitung schon kurz beschrieben, 
kann durch die vielfältige Nutzungsweise von Podcasts, der Effekt auf den Nutzer und 
in weitere Folge auch die rechtlichen Voraussetzungen stark variieren. Die Inhaltliche 
Bandbreite und die Tatsache, dass Podcasts sowohl in Video als auch in Audio Format 
erhältlich sind, erweitert auch das Spektrum der potentiell anwendbaren Rechtsnormen. 
Es müssen folglich auch Normen wie das Privatradiogesetz und das Audiovisuelle 
Mediendienstegesetz im Zusammenhang mit Podcasts betrachtet werden.

Die grundsätzliche Forschungsarbeit wird darin bestehen, die Literatur und 
Entscheidungen zu den Informationspflichten von Webseiten und Neuen Medien zu 
sammeln und auszuwerten. Dies geschieht mit einem besonderen Blick darauf, welche 
dieser Bestimmungen auch auf Podcasts anwendbar sind. Auch eine genaue Analyse 
der verschiedenen Arten von Podcasts beeinflussen stark die Anwendbarkeit der 
verschiedenen Rechtsbereiche. 

Bei einer rechtlichen Betrachtung von Medien ist hier immer zu beachten, wer wovor 
geschützt werden soll. Eine teleologische Auslegung der Gesetzestexte im Rahmen der 
Dissertation ist daher eine Zielführende, weil einerseits der Podcast meist als 
kostenloses Medium konsumiert wird und auch oft von Privatpersonen betrieben wird. 
Nicht wie bei klassischen Medienunternehmen steht hier oft kein finanzielles Interesse 
das über eine Selbsterhaltung hinausgeht dahinter. Es ist hier also genau zu betrachten 
wer den Podcast betreibt, wer das Zielpublikum ist und was der Schutzzweck der Norm 
umfasst.
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5. Zeit- und Arbeitsplan
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